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1.0 Zusammenfassende Erklärung 

Dem Bebauungsplan ist gem. § 10 Abs. 4 BauGB eine zusammenfassende Erklärung 
beizufügen über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der 
Öffentlichkeit- und Behördenbeteiligung berücksichtigt wurden und aus welchen 
Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden 
anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. 

 

1.1 Planungsziel 

Ziel des Bebauungsplans ist, in der Ortschaft Essinghausen dringend benötigte 
Wohnbauflächen innerhalb des Mittelzentrums Peine zu schaffen. Sowohl der 
Flächennutzungsplan als auch das integrierte Stadtentwicklungskonzept Peine 2025 
(ISEK) der Stadt Peine aus dem Jahr 2012 weisen die Fläche als Baulandreserve 
aus. 

Zur Minimierung von Beeinträchtigungen der Schutzgüter Boden und Wasser sowie 
zum Ausgleich von Bodenversiegelungen bestimmt der Bebauungsplan die Pflanzung 
von Gehölzen in dem Baugebiet, entlang der Straßenzüge sowie im Norden des 
Plangebietes.  

Für in den Baugebieten nicht ausgleichbare Beeinträchtigungen in Natur und 
Landschaft sind den Eingriffen Ausgleichsmaßnahmen in einem Umfang von 5.600 
Werteinheiten (WE) Werteinheiten bezogen auf Quadratmeter nach der 
Modellbilanzierung des Niedersächsischen Städtetages 1) zugeordnet. Zur 
Absicherung der externen Maßnahmen greift die Stadt Peine auf ihren Flächenpool 
(Anlage einer Parkanlage), gesichert durch den Bebauungsplan Nr. 143 
"Ostrandstraße/ K 69" –Essinghausen, Stadt Peine zurück. Der Ausgleich wird durch 
eine getroffene Zuordnungsfestsetzung in dem vorliegenden Bebauungsplan 
gesichert.  

1.2 Berücksichtigung der Umweltbelange und der Bete iligungsverfahren/  
Abwägung 

Für die Ermittlung der von der Planung betroffenen umweltrelevanten Belange hat die 
Stadt eine Umweltprüfung nach Baugesetzbuch durchgeführt, deren Ergebnisse im 
Umweltbericht (Pkt. 3.0 der Begründung) dokumentiert sind. Die Umweltprüfung 
bezieht sich u. a. auf das, was nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans 
angemessener Weise verlangt werden kann. Gegenstand der Prüfung waren die 
Schutzgüter Naturschutz und Landschaftsbild, Mensch, Kultur- und Sachgüter sowie 
der Bodenschutz.  

Die für die Belange des Natur und Landschaftsschutzes auf Grundlage des vom 
Niedersächsischen Städtetages herausgegebenen Modells durchgeführte 
Abhandlung der Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz kommt zu 
dem Ergebnis, dass negative Einflüsse durch den Bebauungsplan auf die einzelnen 
naturräumlichen Schutzgüter wie Boden und Wasser planungsrechtlich vorbereitet 
werden. Dabei werden nur ein Teil der Eingriffe im Planbereich selber durch 
Gehölzpflanzungen ausgeglichen. Zur vollständigen Abgeltung des verbleibenden 
Eingriffs greift die Stadt auf einen vorhandenen Flächenpool zurück, so dass die 
erheblichen Beeinträchtigungen auf die naturräumlichen Schutzgüter im Sinne der 
Prüfkriterien der Umweltprüfung und des verwendeten Bilanzierungsmodells auf ein 
nicht erhebliches Maß reduziert werden. 

                                                
1)Niedersächsischer Städtetag (Hrsg.): Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen  
in der Bauleitplanung, Hannover, 9. überarbeitete Auflage 2013 
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Aufgrund der erstmaligen Überplanung von Ackerflächen mit Mischgebiet und 
allgemeinem Wohngebiet wurde eine artenschutzrechtliche Kartierung für das 
Plangebiet erforderlich. Um hier den artenschutzrechtlichen Belangen gerecht zu 
werden, resp. einen Verstoß gegen das Artenschutzrecht ausschließen zu können, 
erfolgen von Frühjahr bis Sommer 2016 Begehungen der Flächen, welche keinen 
Brutverdacht von streng geschützten Vogelarten oder Gefäßarten der Rote Liste 
Arten feststellen konnte. Insofern bestehen aktuell keine Konflikte mit dem 
Artenschutz im Sinne von § 44 Abs. 5 BNatSchG. 

Beeinträchtigungen für Kulturdenkmale wurden nicht ermittelt.  

Auf der Grundlage des Schallgutachtens setzt der Bebauungsplan aufgrund des 
Verkehrslärmes der nördlich angrenzenden Bundesautobahn 2 passive 
Schallschutzmaßnahmen für die Bebauung fest. Durch diese Festsetzungen wird die 
Einhaltung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse an den schutzbedürftigen 
Nutzungen im Plangebiet sichergestellt.  

Durch den Grad der Versiegelung von bis zu 60 vom Hundert im Mischgebiet und 45 
vom Hundert im allgemeinen Wohngebiet bereitet die Planung eine Beeinträchtigung 
des Schutzguts Boden vor. Durch die geplanten Ausgleichsmaßnahmen werden die 
Beeinträchtigungen auf ein nicht erhebliches Maß verringert. Zusätzlich sind Hinweise 
der Fachbehörden zum schonenden Umgang mit dem Schutzgut, bspw. durch ein 
Bodenmanagement, in den Umweltbericht aufgenommen worden. 

Den in den Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligungen vorgebrachten Anregungen 
zur Planrealisierung wurde weitestgehend dadurch entsprochen, dass hierauf 
Hinweise in der Begründung erfolgten. 

Der genaue zeitliche Ablauf der Beteiligungsverfahren ist dem Pkt. 6.0 der 
Begründung zu entnehmen. 

 

 


